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Michael Buestrich

„Nutznießer der Grausamkeiten?“

Wohlfahrtsverbände 
und Ein-Euro-Jobs

Im Rahmen der Debatte um die Einfüh-
rung und Umsetzung der Ein-Euro-Jobs 
mussten sich die Wohlfahrtsverbände 
den Vorwurf gefallen lassen, „Nutz-
nießer der Grausamkeiten“ zu sein, die 
besonders Arbeitnehmervertreter mit 

„Hartz IV“ zukünftig auf Beschäftigte im 
Sozialbereich und die von der „Grund-
sicherung für Arbeitssuchende“ im SGB 
II betroffenen Arbeitslosen zukommen 
sehen.

Vertreter der Wohlfahrtsverbände 
wehrten sich gegen diese Kritik und zeig-
ten sich „(…) verwundert über die nega-
tiven Reaktionen aus Politik und Verbän-
den, die alle an Hartz IV mitgewirkt hät-
ten. Wir waren uns doch einig: Das ist 
die einzige Chance, Langzeitarbeitslose 
wieder in den Arbeitsmarkt zu bringen – 
und wenn es über eine Kleinstbeschäf-
tigung ist. Den Vorwurf, die Verbän-
de seien ‚Nutznießer von Grausamkei-
ten’, wies er zurück“ (TAGESSPIEGEL vom 
05.08.2004).

Auseinandersetzungen dieser Art 
spielen sich vor dem Hintergrund verän-
derter Rahmenbedingungen der Erbrin-
gung sozialer Dienstleistungen ab. Auf 
der Makroebene fi ndet seit einiger Zeit 
ein Systemwechsel statt, der besonders 
von wirtschaftsnahen Befürwortern un-
ter den Titeln „Umbau der sozialen Siche-
rungssysteme“ und „Zurückdrängung 
des Verbändestaates“ vehement einge-
fordert wird (MIEGEL/OTTNAD/WAHL 2000; 
vgl. auch INSTITUT DER DEUTSCHEN WIRT-
SCHAFT 2004). 

Er ist gekennzeichnet durch das Pos-
tulat von mehr „Markt und Wettbewerb“, 
die sukzessive Entwertung bis hin zur 
Aufgabe des Subsidiaritätsprinzips, die 
Erweiterung der privatwirtschaftlich or-
ganisierten Anbieterstrukturen und die 
Einführung von Kontraktmanagement 
als einem aus der Privatwirtschaft ent-
lehnten Instrument effi zienter Ange-
botssteuerung der Kostenträger gegenü-
ber den Leistungsanbietern (vgl. BOEßEN-
ECKER 2004). 

Das Handeln der Organisationen und 
Verbände auf der Mesoebene zeichnet 
sich durch veränderte Beziehungen zwi-
schen den öffentlichen und freigemein-
nützigen Trägern aus. Diese stehen in 
einer zunehmenden Konkurrenz unter-
einander und parallel zu neuen privat-
gewerblichen Anbietern. Auf der Mikro-
ebene des konkreten betrieblichen Han-
delns setzt sich schließlich eine primär 
wirtschaftlich ausgerichtete Strategie des 
operativen Geschäfts auf Kosten der bis-
her eher ideologischen Prägung sozialer 
Dienstleistungserbringung durch (vgl. 
DAHME/KÜHNLEIN/WOHLFAHRT 2004).

Dabei erfolgen diese Veränderungen 
unter dem eindeutigen Vorzeichen der 
Kostenersparnis und der Implementation 
hierzu geeigneter Verfahren. Die Beson-
derheit sozialer Dienstleistungen besteht 
dabei darin, dass sie unter Einsatz von 
mehr (zum Beispiel Krankenpfl ege) oder 
weniger (zum Beispiel Beratungseinrich-
tungen) Sachressourcen in der Hauptsa-
che von Personen für beziehungsweise 
direkt an der Person des Nachfragers er-
bracht werden. 

Dies drückt sich auf der Finanzie-
rungsseite im nach wie vor vergleichs-
weise hohen Personalkostenanteil aus 
und rückt den Personalbereich sach-
zwangsmäßig als Ort möglicher Einspa-
rungspotenziale vorrangig ins Blickfeld. 

„Leistungsbezogene Entgeltsysteme als 
Alternativen zum Bundesangestelltenta-
rif“ (KNORR 2003) sollen hier nicht nur 
leistungssteigernd und kostendämpfend 
wirken, sondern zugleich auch das be-
triebliche Personalwesen im Sinne einer 
bedarfs- und auslastungsgerechten Pla-
nung des Personalumfangs und -einsat-
zes fl exibilisieren.

Der Personaleinsatz im Bereich so-
zialer Dienstleistungsorganisationen ist 
vor dem Hintergrund dieser Entwicklun-
gen durch folgende Trends gekennzeich-
net (vgl. DAHME/KÜHNLEIN/WOHLFAHRT, S. 
418 f.):

• Arbeitsverdichtung verbunden mit 
Arbeitsanreicherung („job-enlargement“ 
beziehungsweise „job-enrichment“), 
zum Beispiel über Ausdehnung des Tätig-
keitsfeldes im Rahmen der Übernahme 
unspezifi scher Bedarfe, das heißt berufs-
fremder Tätigkeiten (etwa im Bereich der 
Dokumentation und des Controllings);

• Ausdifferenzierung des Berufsbildes 
„Soziale Arbeit“ sowie Polarisierung der 
Beschäftigungsbedingungen und neue 
geschlechtsspezifi sch geprägte Arbeits-
teilung in Management und ausführende 
Tätigkeiten sowie einer darüber resultie-
renden Neudefi nition („Aufweichung“ 
beziehungsweise „Infl ationierung“) von 
Fachlichkeit;

• Deregulierung der Arbeitsbedingun-
gen und der Arbeitszeit (zum Beispiel 
Arbeitsbereitschaft auf Abruf; „just in 
time“), die zu diskontinuierlichen und 
labilen Arbeitsbezügen etwa durch 
ständige Mitarbeiterwechsel im Team 
führen;

• Entwicklung der Arbeitsvertragsge-
staltung weg von regulärer, das heißt 
sozialversicherungspfl ichtiger Vollzeit-
beschäftigung hin zu prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen, etwa im Rahmen 
von Minijobs und das heißt Ausweitung 
des Niedriglohnsektors bis hin zu „wor-
king poor“.

Welchen Umgang Einrichtungen im 
Sozialen Bereich inzwischen mit ihrer 
wichtigsten Ressource – dem „Humanka-
pital“ – pfl egen, zeigt das Beispiel des 
Internationalen Bundes (IB): „Die Arbeit-
geber streben Einkommensverluste von 
bis zu 20 Prozent und den Wegfall von 
Überstundenzuschlägen an (…). Der IB 
drohe mit weiterer Ausgliederung von 
Unternehmensbereichen in GmbH-Tarif-
bindung, die bis zu 30 Prozent weniger 
bezahlen (…). Von den angebotenen 
Gehältern könnten Teilzeitkräfte nur mit 
ergänzender Sozialhilfe leben“ (JUNGE 
WELT vom 15.10.2004).

In einer Situation, in der soziale 
Dienste zugleich bei rückläufi gen öffent-
lichen Mitteln immer stärker in eine Fi-
nanzierungsklemme geraten, muss das 
staatliche Angebot, (Fach-)Personal zu 
konkurrenzlos günstigen Ein-Euro-Be-
dingungen beschäftigen zu können, für 
die Verantwortlichen bei Trägern und 
Einrichtungen deshalb geradezu als 
„Geschenk“ erscheinen, das man – zu-
mindest unter Kostengesichtspunkten – 
schlicht nicht ablehnen kann.
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Das Instrument: 
Ein-Euro-Jobs im SGB II

Sozialrechtliche Basis

Das ab Januar 2005 gültige „Gesetz 
zur Grundsicherung für Arbeitssuchen-
de“ enthält die Verpfl ichtung, beson-
ders den Beziehern von Arbeitslosengeld 
II unter 25 Jahren aber auch älteren Ar-
beitslosen ein Förderangebot zu unter-
breiten („Schaffung von Arbeitsgelegen-
heiten“, § 16, Abs. 3 SGB II). 

Es offenbart seinen gleichzeitigen 
Zwangscharakter darin, dass die Begüns-
tigten diese Angebote ohne die Inkauf-
nahme empfi ndlicher Leistungssanktio-
nen nicht ablehnen können. Bei einer 
Weigerung werden Arbeitssuchenden im 
Alter von 15 bis 25 Jahren die Geldleis-
tungen für drei Monate ganz gestrichen, 
den Älteren wird sie drei Monate lang 
um jeweils 30 % gekürzt (vgl. ausführlich 
BRÜHL 2004). 

Zumutbar ist grundsätzlich „jede 
Arbeit“ (§ 10 SGB II), wobei die untere 
Lohngrenze durch die Sittenwidrigkeit, 
das heißt durch das „Verbot des Lohn-
wuchers“ (circa 30 % unter den ortsübli-
chen Löhnen) defi niert ist.

Arbeitsrechtliche Ausgestaltung

Mit den Ein-Euro-Jobs wird kein re-
guläres Arbeitsverhältnis begründet, was 
erhebliche Konsequenzen für ihre ar-
beitsrechtliche Ausgestaltung hat:

• Die Arbeitsgesetze gelten – abgesehen 
vom Arbeitsschutz und dem Bundesur-
laubsgesetz – nicht;

• Das Entgeltfortzahlungsgesetz gehört 
nicht zum Arbeitsschutz, das heißt wer 
krank wird, bekommt auch kein „Ein-
Euro-Gehalt“ mehr und

• wer sich bei der Ausübung der Tä-
tigkeit ernsthaft verletzt, hat über die 
Krankenversicherung zwar Anspruch auf 
medizinische Versorgung, aber nicht auf 
eine Unfallrente;

• Mitbestimmungsregelungen besitzen 
ebenso wenig Gültigkeit wie das Kündi-
gungsschutzgesetz;

• Vorprogrammierte juristische Strei-
tigkeiten im Rahmen der praktischen 
Durchführung der Arbeitsgelegenheiten 

werden nicht vor den Arbeitsgerichten, 
sondern von den Sozialgerichten ver-
handelt.

Finanzierung

Ab 2005 sollen die Arbeitsgelegen-
heiten zu einem der Hauptinstrumen-
te der arbeitsmarktlichen Reintegration 
von Langzeitarbeitslosen werden (vgl. 
KOCH/WALWEI 2004, S. 18). Dafür stehen 
insgesamt 6,35 Milliarden Euro für Ein-
gliederungsleistungen nach dem SGB II 
zur Verfügung. Die teilnehmerbezogene 
Pro-Kopf-Erstattung der Bundesagentur 
für Arbeit an den jeweiligen Träger be-
trägt 500 Euro, circa 200 Euro davon ge-
hen bei einer angenommenen Wochen-
arbeitszeit von rund 30 Stunden als „Ein-
Euro-Gehalt“ an die Arbeitslosen. 

Ihre Einsatzzeit ist auf sechs Monate 
befristet, wobei nach einer Überprüfung 
eine Verlängerung um weitere sechs Mo-
nate möglich ist. Die Restsumme von bis 
zu 300 Euro verbleibt als pauschalierte 
Aufwandsentschädigung für Anleitung, 
Betreuung, Qualifi zierungs- und Sach-
kosten bei den Verbänden beziehungs-
weise Trägern, die Stellen im Ein-Euro-
Bereich anbieten.

Wie mit diesem Restbetrag eine sinn-
volle Qualifi zierung der Zusatzbeschäf-
tigten zu organisieren sein soll, ist frag-
lich und belegt den geringen arbeits-
marktpolitischen Stellenwert möglicher 
Qualifi zierungsmaßnahmen im SGB II. 
Zugleich fügt sich diese restriktive Aus-
stattungspolitik nahtlos in die derzeitige 
Strategie einer weiteren drastischen Ab-
senkung der Mittel für Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsförderung (Fortbildun-
gen, Umschulungen etc.) besonders für 
schwierige Zielgruppen auch im SGB III 
ein (vgl. JAKOB 2004).

Umfang und Intention

Im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit geht man von der Schaffung 
von insgesamt circa 600.000 Stellen aus, 
wovon die Wohlfahrtsverbände ab 2005 
vorerst rund 15.000 Stellen schaffen be-
ziehungsweise bereitstellen wollen (vgl. 

„Gemeinsame Erklärung zur Gestaltung 
der öffentlich geförderten Beschäftigung 
im Rahmen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende 2004“). 

Als wesentliche Fördervoraussetzung 
gilt, dass Zusatzjobs keine regulären 
Beschäftigungsverhältnisse verdrängen 
oder die Neueinrichtung dieser verhin-
dern dürfen (Zusätzlichkeit). Ihre Durch-
führung muss außerdem „im öffentli-
chen Interesse“ liegen.

Vorrangiges Ziel ist erklärtermaßen 
die Integration in den ersten Arbeits-
markt. Zusatzjobs als eine Form dieser 
Arbeitsgelegenheiten besitzen dabei un-
terschiedliche Funktionen für verschie-
dene Gruppen der Arbeitssuchenden. 
Ziel kann es danach sein,

• die Erwerbsfähigkeit aufrecht zu erhal-
ten beziehungsweise (wieder) zu erlangen 
oder

• Qualifi kationen zu vermitteln, die die 
Integrationschancen in den Arbeitsmarkt 
verbessern;

• Zusatzjobs können ferner den „zumut-
baren Mitwirkungsbeitrag des Hilfeemp-
fängers auf dem Weg zur Verringerung 
seiner Hilfebedürftigkeit“ darstellen.

Private Anbieter im sozialen und pfl egeri-
schen Bereich hatten wiederholt kritisiert, 
dass diese nur bei gemeinnützigen Orga-
nisationen und Verwaltungen angeboten 
werden dürften. Da die Arbeitskräfte 
„außerordentlich preiswert“ seien, würde 
durch diese Beschränkung eine „unzu-
mutbare Wettbewerbsverzerrung“ ent-
stehen. In einer Verwaltungsanweisung 
der Bundesagentur für Arbeit ist dies 
zwischenzeitlich korrigiert worden. Be-
zogen auf die Altenhilfe hat das Bundes-
wirtschaftsministerium diese Richtlinien 
noch erweitert, insofern Ein-Euro-Jobs 
inzwischen auch bei privat-gewerblichen 
Einrichtungen der Altenpfl ege zugelassen 
sind. 

Allerdings würde bei privatrechtlich 
organisierten Einrichtungen ein beson-
deres Augenmerk auf die strikte Abgren-
zung und Trennung zwischen den er-
werbswirtschaftlich ausgerichteten Tä-
tigkeiten und den Arbeitsinhalten der 
Zusatzjobs gerichtet, woraus sich unmit-
telbar die Frage ergibt, wie und von wem 
dies in der Praxis überprüft werden kann 
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und soll. Die Öffnung der Zusatzjobs 
auch für private Dienstleister im sozialen 
Bereich dokumentiert zudem, dass die 
Ein-Euro-Jobs als Wettbewerbsfaktor zu 
werten sind. Bereits jetzt werden Träger 
in Kostensatzverhandlungen darauf hin-
gewiesen, dass über ihren Einsatz Kosten-
senkungen zu erreichen sind (vgl. NODES 
2005, S. 3).

„Ideensammlungen“ zur 
inhaltlichen Ausgestaltung 
der Zusatzjobs

Die organisatorische Umsetzung 
der Zusammenführung von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe und damit auch 
die Umsetzung der Arbeitsgelegenheiten 
nach dem SGB II soll nicht nach zentra-
len Vorgaben erfolgen. Vielmehr werden 
der lokalen Ebene große Handlungsspiel-
räume bei der konkreten Ausgestaltung 
der Maßnahmen eingeräumt, indem 
die vor Ort verantwortlichen Arbeitsge-
meinschaften, kommunalen Träger und 
Arbeitsagenturen in eigener Verantwor-
tung über Art, Umfang und Inhalt der 
Zusatzjobs und die Förderbedingun-
gen entscheiden sollen (vgl. BUESTRICH/
WOHLFAHRT 2004).

Überlegungen im Rahmen von „Ide-
enbörsen“ zum Beispiel des Sozialminis-
teriums des Landes Schleswig-Holstein 
zu möglichen Einsatzgebieten der Ein-
Euro-Beschäftigten tangieren praktisch 
alle Felder und Einrichtungsarten im 
Sozialbereich. Das Spektrum möglicher 
Einsatzgebiete verdeutlicht sowohl das 
breit gefasste Verständnis von „Zusätz-
lichkeit“ als auch das einer „notwendi-
gen Qualifi kation“ für diese Tätigkeiten 
(vgl. NODES 2004, S. 2 f.):

• Sozialpädagogen und Erziehungsbe-
rufe sollen in „zusätzliche Projekte, die 
ansonsten nicht oder nicht in diesem 
Umfang möglich wären (zum Beispiel 
Prävention)“ einsteigen;

• „Die Vermittlung von Angeboten im 
Vor- und Umfeld der Pfl ege“ ist danach 
keine Aufgabe der Sozialdienste, hierfür 
reiche „soziale Kompetenz“. In der „Bera-
tung (zum Beispiel Bewegung, Mobilität, 
Ernährung)“ oder für die „Unterstützung 
von Betreuungsgruppen demenzkranker 
Menschen in Einrichtungen“, für „Gym-
nastik“ und „Gedächtnistraining“ will 

man Ernährungsberaterinnen, Kranken-
schwestern, Heilpädagogen und andere 
einsetzen;

• Dagegen braucht der „Integrations-
helfer“ zur „zusätzlichen Betreuung 
einsamer und kranker Menschen, Ob-
dachloser und Behinderter“ nur „soziale 
Kompetenz“, zum „Vorlesen“ reicht ein 
„Schulabschluss“.

Den diesbezüglich bemerkenswertesten 
Vorschlag hat ein AWO-Vertreter zur 
Diskussion beigesteuert, der sich „Ar-
beitslose, die etwas von Geld verstehen“, 
gut als Schuldnerberater vorstellen kann 
(vgl. ebd.). Gemeint, wenn auch nicht 
ausdrücklich benannt, sind offenbar ar-
beitslose Ex-Banker, aber auch auf „nor-
male“ Arbeitslose lässt sich der Vorschlag 
anwenden. 

Diese werden schließlich in Bezug 
auf das Geldeinteilen, das heißt in der 
Verwaltung ihres Mangels, unfreiwillig 
auch zu „Experten in eigener Sache“. Sie 
könnten ihr alltagserprobtes Spezialwis-
sen zum allseitigen Nutzen in der Bera-
tung anderer Sozialfälle produktiv ein-
setzen, um darüber zugleich die Sozial-
kassen zumindest teilweise kostenmäßig 
zu entlasten. In jedem Fall hat man es 
hier mit einer kreativen Weiterentwick-
lung des im Subsidiaritätsgedanken ver-
ankerten Prinzips der „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ zu tun. 

Dass diese Einsatzvorschläge schließ-
lich zumindest in Teilen – Schuldnerbe-
ratung, Kinderbetreuung und Altenhilfe 
stellen Pfl ichtaufgaben nach dem SGB 
dar – dem neuen Recht im SGB II wider-
sprechen, weil Arbeitsgelegenheiten wie 
erläutert gemeinnützig und zusätzlich 
sein müssen, scheint dabei keine Rolle 
zu spielen.

Auch von der Kritik an der Wirksam-
keit inhaltlich ähnlich gelagerter Instru-
mente der aktiven Arbeitsmarktpolitik – 
besonders der Arbeitsbeschaffungsmaß-
namen (ABM) (vgl. CALIENDO/HUJER/
THOMSEN 2004) –, die sich unter anderem 
in der restriktiven Neuregelung der ABM-
Richtlinien im „Dritten Gesetz für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
widerspiegelt, blieben die Regelungen zu 
den Zusatzarbeitsgelegenheiten bemer-
kenswerterweise unberührt. 

Geht das Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) für 2005 
nach der schon kräftigen Abnahme 
der Bewilligung von ABM-Maßnahmen 
in den letzten Jahren von einer Stabi-
lisierung auf dem inzwischen erreich-
ten niedrigen Niveau aus (vgl. BACH u. a. 
2004, S. 4), wird im Rahmen des SGB 
II parallel dazu nun die Schaffung von 
über 600.000 zusätzliche Arbeitsgelegen-
heiten propagiert.

Es bleibt rätselhaft, warum die man-
gelhaften Integrationsaussichten und 
-resultate im ABM-Bereich für die Ein-
Euro-Jobs nicht ebenso zu unterstellen 
sind und man ihnen vor dem Hinter-
grund unveränderter arbeitsmarktlicher 
Bedingungen umgekehrt ausgerechnet 
die arbeitsmarktintegrativen Potenziale 
zuschreibt, die den ABM abgesprochen 
wurden. Aufhorchen lässt in diesem Zu-
sammenhang besonders die Begründung 
für den zukünftigen Verzicht auf das bis-
herige Ziel, durch ABM „die Eingliede-
rungsaussichten zu verbessern“. 

Dieses Ziel sei „in dieser Allgemein-
heit nicht erfüllbar“ (Gesetzesbegrün-
dung, BT-Drs. 15/1515, S. 95), was mehr 
oder weniger für alle arbeitsmarktpo-
litischen Instrumente gilt, wenn mas-
senhaft Arbeitsplätze fehlen, auf die Ar-
beitsuchende vermittelt werden könnten. 
Warum sollte sich daran aber ausgerech-
net durch die Einrichtung von Zusatzar-
beitsgelegenheiten etwas ändern?

Positionen der 
Wohlfahrtsverbände

Die Positionen der unterschiedli-
chen Wohlfahrtsverbände zum Thema 
Ein-Euro-Jobs sind im Detail uneinheit-
lich, in der Tendenz ergibt sich letztlich 
jedoch ein deutliches Votum für den 
Einsatz der Ein-Euro-Beschäftigten. Ca-
ritas und AWO wollen mehrere tausend 
Arbeitsgelegenheiten für Bezieher des 
Arbeitslosengeldes II anbieten und auch 
der Paritätische Wohlfahrtsverband hat – 
trotz aller grundsätzlichen Kritik an den 
Reformen – angekündigt, entsprechen-
de Arbeitsgelegenheiten zur Verfügung 
zu stellen.

Der Sozialverband Deutschland kri-
tisiert dagegen das Angebot der Wohl-
fahrtsverbände. Er sieht mit den Jobs, die 
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die Erwerbslosen annehmen müssen, die 
Gefahr, dass hiervon ein negatives Sig-
nal für eine Verschärfung und Auswei-
tung des Niedriglohnsektors ausgeht und 
Planstellen abgebaut werden. Auch die 
Diakonie bleibt in dieser Hinsicht grund-
sätzlich skeptisch (vgl. Presseerklärung 
der Diakonie in Hessen und Nassau vom 
03.09.2004).

Dieser Kritik verschließt sich der Pa-
ritätische Wohlfahrtsverband nicht. Er 
will nur Jobs für Jugendliche mit Ver-
mittlungshandicaps anbieten, die „sozial-
pädagogisch fl ankiert“ werden. Weiter 
geht die Caritas, die wegen ihres konzen-
trierten Engagements im Pfl egebereich 
vor allem Arbeitskräfte zur Betreuung al-
ter und kranker Menschen benötigt. 

Wichtig sei es, dass diese Arbeitsplät-
ze zusätzlich geschaffen würden und 
ähnlich wie im Falle der Zivildienstleis-
tenden nicht reguläre Arbeitsplätze ver-
drängten. Außerdem sollten Einsätze auf 
Ein-Euro-Basis eine berufsqualifi zierende 
Komponente enthalten (vgl. Presserklä-
rung des Deutschen Caritasverbandes 
e. V. vom 27.07.2004). 

Anders dagegen DRK und AWO, die 
Ein-Euro-Jobs offensiv als Mittel ihrer 
erweiterten Personalplanung begreifen 
und sich davon einen doppelten Gewinn 
versprechen: Die Kosten für Anleitungs-
personal, Verwaltung und Lohnkosten 
der Ein-Euro-Beschäftigten werden fi -
nanziert und unter Umständen bisherige 
Dienste personell aufgestockt.

Nach Ansicht des Deutschen Berufs-
verbandes für Soziale Arbeit e. V. (DBSH) 
sind damit zumindest diese Verbände 
bereit, sich ebenso von bisherigen Stan-
dards der Fachlichkeit und dem damit 
verbundenen Einsatz von Fachkräften 
wie vom Grundsatz gleicher Arbeitsbe-
dingungen für alle Mitarbeiter zu ver-
abschieden: „Die Wohlfahrtsverbands-
politik scheint damit selbst am Scheide-
weg zu stehen: Während auf Landes- und 
Bundesebene über lange Zeit sozial- und 
fachpolitisch argumentiert wurde, wird 
auf bezirklicher Ebene munter um neue 
Aufträge – egal unter welchen Bedingun-
gen – konkurriert. Und für ‚Bezirksfürs-
ten’, so ein Insider der AWO, würden 
fachliche und soziale Selbstverpfl ichtun-
gen nur als störend empfi nden“ (NODES 
2004, S. 2).

Einsatz von Ein-Euro-Jobs 
im Sozialbereich – eine 
Bewertung

Das disziplinarische Potenzial: 
„Vorbeugung der Arbeitsentwöh-
nung“ und „Überprüfung der 
Arbeitsbereitschaft“

Schon die Kennzeichnung dieser 
Möglichkeiten als „Arbeitsgelegenhei-
ten“, besonders aber ihre inhaltliche Aus-
gestaltung macht deutlich, dass sie mit 
regulärer Beschäftigung im Sinne einer 
längerfristigen, tarifl ich abgesicherten 
und ebenso bezahlten Tätigkeit abseh-
bar nichts zu tun haben werden. Weil 
ein rentabler Einsatz dieses erwerbsfähi-
gen Klientels im ersten Arbeitsmarkt of-
fenbar endgültig nicht mehr vorgesehen 
ist, müssen derartige Gelegenheiten im 
zweiten Arbeitsmarkt extra und im gro-
ßen Umfang geschaffen werden.

Diese Absicht impliziert 
letztlich ein Urteil über die 
Vermittlungsaussichten der
Ein-Euro-Jobber in regulä-
re Beschäftigung. Die sind 
mehr als fraglich, denn 
gäbe es sie, wäre der Auf-
wand beziehungsweise der 
zweite Arbeitsmarkt über-
fl üssig, der jedoch gerade 
den Mangel an Arbeitsplät-
zen im ersten Arbeitsmarkt 
zum Ausgangspunkt hat. 

Die Fokussierung der 
vermeintlichen Integrati-
onsförderung auf die ge-
meinnützige Arbeit kenn-
zeichnet den Abschied der 
Politik von dem Ziel, Lang-
zeitarbeitslose durch ar-
beitsmarktpolitische Maß-
nahmen wieder in bezahl-
te Existenz sichernde Arbeit 
zu bringen: „Der Ein-Euro-
Sektor ist das Eingeständ-
nis, dass es keine regulären 
Arbeitsplätze und daher kei-

ne berufl iche Perspektive für Langzeitar-
beitslose gibt. Die Ein-Euro-Jobs sind für 
sie der Ersatz für reguläre Beschäftigung“ 
(GOTTWALD/VÖLKER 2004, S. 2).

Als unsinnig oder überfl üssig sollte 
man sie deshalb aber nicht ansehen: Im 
Kontext einer erzieherisch inspirierten 
„Vorbeugung der Arbeitsentwöhnung“ 
und einer leistungsrechtlich motivierten 

„Überprüfung der Arbeitsbereitschaft“ 
im Sinne der Maxime der „Aktivierung“ 
und des „Forderns und Förderns“ leis-
ten sie vermutlich wertvolle Dienste (vgl. 
BUESTRICH 2003). 

So plädieren Befürworter der har-
ten Linie offensiv mit dieser Option der 
Ein-Euro-Jobs. Danach „(…) sollte es für 
einen ‚Zuweisungsbereich’ auch hinrei-
chend viele Arbeitsgelegenheiten geben, 
bei denen es weniger auf die Motivation 
der Dienstverpfl ichteten ankommt, bei 
denen die pfl ichtgemäße Ausführung der 
Arbeit leicht zu kontrollieren ist und bei 
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denen dementsprechend auch Pfl icht-
verletzungen leicht sanktioniert werden 
könnten“ (SCHERL 2004, S. 111).

Das ökonomische Potenzial: 
„Subsitutionseffekte“ und „Nie-
driglohnsektor Soziale Arbeit“

Besonders aus der betriebswirtschaft-
lichen Perspektive der Einrichtungen 
besitzen die „Ideensammlungen“ eine 
über das bloße disziplinarische Potenzial 
hinausgehende Attraktivität. Machen sie 
doch deutlich, dass es aufseiten der Alten, 
Behinderten, Kranken und Jugendlichen 
offenbar einen Bedarf und eine (steigen-
de) Nachfrage im Bereich der Sozialen 
Dienste gibt, den die Träger mit norma-
len Mitteln, das heißt regulär beschäf-
tigtem Fachpersonal allerdings nicht 
kostendeckend bedienen können oder 
wollen.

Absehbare Substitutionseffekte, etwa 
durch den Ersatz von bisher tarifl ich 
bezahlten Mitarbeitern durch Ein-Euro-
Kräfte und das heißt die weitere Beförde-
rung eines Niedriglohnsektors in der So-
zialen Arbeit sind folglich kein Hindernis 
ihres Einsatzes, sondern werden billi-
gend in Kauf genommen beziehungswei-
se gefördert, was die betrieblichen Inte-
ressenvertretungen verständlicherweise 
vehement kritisieren: 

„Wir sehen allerdings die Gefahr, dass 
damit nicht qualifi zierte Kräfte die Arbeit 
ausgebildeter Altenpfl eger oder Erzieher 
übernehmen. 

Der Vorstand sagt zwar, dass das nicht 
passieren soll. Wenn man sich aber den 
Alltag in den Alten- und Pfl egeheimen 
anschaut, dann ist es schon jetzt oft so, 
dass aufgrund des allgemeinen Personal-
mangels Schwesternhelfer oder Zivis Tä-
tigkeiten übernehmen, für die sie eigent-
lich nicht qualifi ziert sind. Die Behand-
lungspfl ege zum Beispiel, das sind Dinge 
wie Medikamentengabe oder Wundver-
sorgung, darf eigentlich nur von exami-
niertem Personal übernommen werden. 

Da aber davon oft zu wenig vorhan-
den ist, wird eben jede helfende Hand he-
rangezogen. Aus dieser Erfahrung sehen 
wir die Gefahr, dass die AWO aufgrund 
des allgemeinen Kostendrucks versuchen 
wird, reguläre, tarifgebundene Arbeits-

plätze schleichend durch Billigjobs zu 
ersetzen“ (CHRISTIAN GODAU, Betriebsrat 
AWO Schleswig-Holstein gGmbH und BR-
Vorsitzender AWO Pfl ege Schleswig-Hol-
stein gGmbH in der JUNGEN WELT vom 
23.08.2004).

Das arbeitsmarktpolitische Poten-
zial: „Arbeitsplatz- und Lohnkon-
kurrenz“

Der mit dem SGB II etablierte Zwang, 
jede zumutbare Beschäftigung anneh-
men zu müssen, besitzt eine zusätzliche 
Signalwirkung auf den regulären (Sozial-)
Arbeitsmarkt: Es droht die wirtschaftli-
che Konkurrenz von fachlich qualifi zier-
ten Ein-Euro-Kräften. Zusätzlich müs-
sen regulär Beschäftigte mit der dauern-
den Aussicht leben, perspektivisch selbst 
zwangsverpfl ichtet werden zu können. 
Ihre mögliche berufl iche Zukunft in 
Person der Ein-Euro-Kräfte „vor Augen“, 
werden die (Noch-)Inhaber regulärer Ar-
beitsverträge den Einsatz von Ein-Euro-
Kräften vermutlich als Entlastung begrü-
ßen und für sich zu nutzen wissen, um 
der weiter steigenden Arbeitsplatzbelas-
tung begegnen zu können. 

Gleichzeitig haben sie die Ein-Euro-
Kräfte als Konkurrenten und Lohndrü-
cker zu fürchten, die den eigenen Ar-
beitsplatz bedrohen. Es kann außerdem 
nicht ohne Auswirkungen auf das Be-
triebsklima bleiben, wenn die „zusätz-
lich“ Beschäftigten bei unter Umständen 
gleicher Qualifi kation dieselbe Arbeit zu 
den vergleichsweise schlechteren Bedin-
gungen des ALG II leisten müssen. 

Absehbares Resultat ist demnach eine 
weitere Veränderung des gesamten Lohn-
gefüges und -niveaus, weil über den ge-
schilderten Zusammenhang der Auffä-
cherung der Lohnskala nach unten – 

„Niedriglohnsektor“ – und einer Unter-
minierung der Tarifl öhne – „Lohndum-
ping“ – Vorschub geleistet wird (vgl. 
BUESTRICH 2004, S. 46).

Freiwilligkeit und Zwang
Das „Soziale“ wird so neben einigen 

kommunalen Diensten zum Hauptein-
satzort für Ein-Euro-Jobs. Die damit ver-
bundenen Botschaften lauten (vgl. NODES 
2004, S. 3 f.):

• Das „Soziale” insgesamt wird als 
potenziell „zusätzliches” und dabei zu-
gleich relativ „wertloses” (ein Euro!) Gut 
diskreditiert;

• Soziale Arbeit benötigt in weiten Tei-
len keine besondere fachliche Kompe-
tenz (mehr);

• Soziales Engagement kann angewiesen 
werden und ist darüber letztlich erzwing-
bar.

Die Aussicht, dass erwerbsfähige Leis-
tungsbezieher ihre Arbeitskraft zukünftig 
zu für sie ungünstigen Konditionen an-
bieten müssen, erscheint auch angesichts 
der Besonderheiten bei der Erbringung 
sozialer Dienstleistungen als problema-
tisch beziehungsweise kontraproduktiv. 
Schließlich ist die auf Freiwilligkeit basie-
rende Motivation des Helfers hier gleich 
hoch anzusiedeln wie die freiwillige Mit-
wirkung des Klienten bei der Leistungs-
erbringung. Zustandekommen und Qua-
lität der Dienstleistung im Sozialbereich 
sind in besonderem Maße vom Wollen 
und dem gegenseitigen praktischen Zu-
sammenwirken beider Seiten abhängig, 
was den Aufbau und eine langfristige 
Stabilität der persönlichen Beziehung 
unterstellt (vgl. BUESTRICH 2004, S. 45). 

Damit kommen zugleich die in der 
Modernisierungsdebatte vielbeschwore-
nen „Kunden-“ und „Qualitätsinteressen“ 
in den Blick: Soziale Arbeit ist langfristig 
zu leistende Beziehungsarbeit, Ein-Euro-
Jobs aber sind zeitlich befristet. Das Kli-
entel Sozialer Arbeit wird sich also noch 
mehr als bisher daran gewöhnen müssen, 
sich mit ständig neuen Bezugspersonen 
zu arrangieren, deren Eigenmotivation 
im Falle der Zwangsverpfl ichtung eher 
zweifelhaft sein dürfte.

Fazit
Im Rahmen der Ein-Euro-Jobs pro-

fi tieren die Wohlfahrtsverbände bezie-
hungsweise ihre Einrichtungen von den 
gesellschaftlichen Umständen, die sie 
traditionell als Voraussetzung ihres so-
zialen und fürsorglichen Engagements 
begriffen haben. Auch um darüber letzt-
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„Nutznießer der Grausamkeiten?“
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lich ihre ethisch begründete Sonderstel-
lung zu rechtfertigen (vgl. MAASER 2004, 
S. 347 f.). 

Die geschilderten Veränderungen 
lassen den Schluss zu, dass ihr Selbst-
verständnis als „Agenturen des Gemein-
wohls“ gerade einen neuen, dem Zeitgeist 
der ökonomischen Standortpfl ege ent-
sprechenden Inhalt bekommt, wenn sie 
sich nun aktiv dazu bekennen, aus dem 
forcierten Einsatz von Niedriglohnkräf-
ten im Sozialbereich wirtschaftliche Vor-
teile erzielen zu wollen beziehungsweise 
unter dem herrschenden Kostendiktat er-
zielen zu müssen.

Aber selbst wenn die Wohlfahrts-
verbände sich diesen Beitrag als die den 
wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Umständen angemessene „moderne 
Form sozialen Engagements“ einleuchten 
lassen: Faktisch tragen sie damit zur Eta-
blierung gerade der Verhältnisse bei, die 
sie bisher zumindest auf Verbandsebene 
stets als „unsozial“ gebrandmarkt und 
zugleich als legitimatorischen Ausgangs-
punkt ihre Arbeit verstanden haben. Der 
eingangs formulierte Vorwurf an die 
Wohlfahrtsverbände, sie seien passive 
„Nutznießer der Grausamkeiten“, ist inso-
fern zu erweitern, als ihre aktive Rolle bei 
der Umsetzung von „Hartz IV“ über ein 
bloßes Profi tieren hinausgeht. s
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